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Weitere
Landtagswahlen

Dollfuß-
Gedenken

Wie alljährlich versammeln
wir uns auch heuer am

Samstag, den 
24. Juli 2010, 10h,

am Hietzinger 
Friedhof

zum Gedenken an die 
Ermordung von Bundes-

 kanzler Dr. Engelbert Dollfuß 
so wie der drei Offiziere 
Biedermann, Huth und 

Raschke. 

Wir treffen uns um 9:45 Uhr
beim Eingang Maxingstraße,
Autobusstation. Zu erreichen

entweder von der Station 
Kennedybrücke der U4 und 

weiter mit Autobus 58B oder 
von der Schnellbahnstation

Meidling mit Autobus 8A 
in Richtung ORF-Zentrum.

Aktivitäten der Arbeitsgemeinschaft

Landschaftsaufnahme in Osttirol
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D ie Verluste der Sozia-
listen bei den Gemein-
deratswahlen in der

Steiermark waren derart, dass
nicht ausgeschlossen ist, dass
die ÖVP die Stimmenmehrheit
in der Steiermark und damit
auch den Landeshauptmann zu-
rückgewinnen wird können. 

Anders liegen die Verhält-
nisse in Wien. Wien ist Kraft

der Verfassung gleichzeitig
Bundesland und Stadt. Es ist
daher der Landtag gleichzeitig
Gemeinderat, die Landtagsab-
geordneten sind gleichzeitig
Gemeinderäte. Die Nähe zur
Bevölkerung, wie sie sonst die
Gemeinderäte in den Bundes-
ländern haben, sollen in Wien
die Bezirksvertretungen dar-
stellen; es werden daher auch
gleichzeitig Bezirksvertre-
tungswahlen stattf inden. An-

ders als in den Gemeinden ha-
ben aber die Bezirksvertreter
keine eigene Gesetzgebungs-
möglichkeit, sind nur ausfüh-
rende Organe in internen An-
gelegenheiten wie Verkehrsre-
gelung, Gewerbeordnung und
ähnlichem. 

Mit dem Wahlkampf um
Wien steht für die Sozialisten
viel auf dem Spiel. Bei der Ge-
meinderatswahl 2005 verfehl-
te die SPÖ die absolute Mehr-
heit knapp, sie erreichte 49,15 %
der Stimmen, die absolute

Mehrheit bei den Mandaten im
Gemeinderat kann die SPÖ aber
ausbauen, sie erhielt 55 von 100
Gemeinderatsmandate. Die
ÖVP erhielt 18,8 % der Stim-
men, sie konnte an Stimmen ge-
winnen, die FPÖ verlor 5,3 %
der Stimmen und blieb bei 
14,8 % (SORA Gemeinderats-
wahl 2005 vom 5.5.2010).
Beim Wahlkampf, die Schlacht
um Wien, steht für die SPÖ viel
auf dem Spiel. Es geht um die
Jahrzehnte währende Vorherr-
schaft in Wien, die ernstlich ge-
fährdet ist. Sie wird eine poli-

tische und eine mediale
Schlacht werden. Für die Kro-
nen Zeitung geht es um ihre Po-
sition als österreichweit me-
dienstärkstes Printmedium. Der
Wahlkampf um Wien wird
„grauslich“ werden, welcher
Meinung auch Bürgermeister
Häupl ist. Die Sozialdemokra-
ten in Wien waren noch nie um
härtesten Populismus verlegen,
ging es darum, die Genossen
bei Laune und an der Urne zu
halten. Die freiheitliche Oppo-
sition steht dem nicht nach,
fischt sie doch im selben Teich.
Die harten Themen des Wahl-
kampfes sind Zuwanderung
und Sicherheit (Furche vom
24.9.2009). Es wird zwar in

Wien keinen Bür-
germeister und Lan-
deshauptmann Stra-
che geben, was aber
passieren könnte, ist
eine kalte Dusche
für die selbstgefälli-
gen Genossen im ro-
ten Wien durch den
blauen Populisten
(Die Krone vom
29.9.2009, S 24).
Ziel der ÖVP sei es,
bei der Gemeinde-
ratswahl so stark zu
werden, dass ein Re-
gieren ohne der
ÖVP unmöglich sei.

Zwischen den Extrempositio-
nen „alles bewahren und ver-
walten“ und „Neid und Ängste“
gebe es genügend Platz für ver-
nünftige, durchaus pointierte
aber immer sachlich konstruk-
tive lösungsorientierte Politik.
Ein Regieren ohne ÖVP werde
unmöglich sein (Christine Ma-
rek in „Stadtgespräche“, Ma-
gazin der Wiener ÖVP, Nr.
7/10).

Ju.  

Weitere Landtagswahlen 2010
Hubert Jurasek

Im Jahre 2010 stehen noch zwei Landtagswahlen am
Programm. Am 29.9. in der Steiermark und am 10.10.
in Wien.

Bei den noch bevorstehenden Wahlen in der
Steiermark und in Wien handelt es sich um
Schicksalswahlen. In der Steiermark geht es
um den Landeshauptmann, in Wien um das
Brechen der absoluten Mehrheit der Sozia-
listen. Es wird um rege Wahlbeteiligung ge-
beten.

Ju.
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D ie SPÖ habe die
Schmach der Jahre, als
von der ÖVP nomi-

nierte Bundespräsidenten in der
Hofburg residierten, nicht ver-
wunden. Nun warten alle auf
das erlösende Wort von Heinz
Fischer. Die ÖVP sei es ihrem
Stolz, ihrer Geschichte und ih-
rer Wählerschaft schuldig, bei
einer Wahl etwas anbieten zu
können, und zwar mehr als eine
unverbindliche Empfehlung für
den Amtsinhaber, es würde
mehrere Kandidaten geben,
auch von der FPÖ und von den
Grünen (FU vom 25.6.2009).

Am 23. November 2009 hat
Fischer ja zur Wiederwahl ge-
sagt. Er werde sich bei der kom-
menden Präsidentenwahl als
über den Parteien stehender
Kandidat um das Vertrauen der
Bevölkerung bewerben. Er
möchte ein Brückenbauer und
ein ruhender Pol in dieser Si-
tuation sein, und die gemeinsa-
men Anstrengungen unterstüt-
zen (Der Sozialdemokratische
Kämpfer, vom Ende des Jahres
2009, S 59). In seinem Artikel
in der Furche vom 26.11.2009,
S 10, frägt Heinz Nussbaumer:
Heinz Fischer und sonst nie-
mand? Der Bundespräsident
habe auf eindrucksvolle Weise
die Neugier der Medien über
Monate eingeschläfert, alle star-
ken Kandidaten ausgesessen;
und damit stehe Österreich jetzt
vor einem Dilemma, da sei ein
würdiger Kandidat und ein kos-
tensparender Wahlgang. Aber
eine Enttäuschung für die De-
mokratie. Wenn nicht ein Wun-
der geschehe, sei zu befürchten,
dass sich die einzige existie-
rende Direktwahl auf Bundes-

ebene zu einem Soloauftritt
ohne Alternativen und Span-
nung reduziere. Es sei zu be-
fürchten, dass zu viele Bürger
im kommenden April den Gang
zu den Urnen verweigern. Die
Schuld dafür liege nicht bei
Heinz Fischer, vielmehr seien
die Parteien in einer Zwangsla-
ge. Die ÖVP habe die Chance
einer schwarz-grünen Heraus-
forderung nie ernst genommen
und das Pokerspiel mit Erwin
Pröll gründlich ver-
murkst. Sie sei f i-
nanziell überfordert
und wäre verrückt,
ihre momentanen
Siege durch eine si-
chere Niederlage zu
stoppen. Die Grü-
nen fühlen sich oh-
nehin bei Fischer
fast zu Hause. So
sehr es HC Strache
es jucken mag, das
bürgerliche Unbe-
hagen zu plündern,
für ihn liege „die
Mutter aller Wahl-
schlachten“ ab so-
fort auf Wiener Bo-
den.

Der demokratiepolitische
Streit um diesen Wahlgang sei
so beklemmend, wie kaum je
zuvor. Schuld daran seien jene
Parteien, die „staatstragende“
ÖVP vor allem, die auf einen
Kandidaten verzichtet haben.
Neben Fischer haben sich letz-
ten Endes die Freiheitlichen mit
Barbara Rosenkranz und die
„Christen“ mit Dr. Rudolf 
Gehring beworben. Schuld dar-
an sei auch die Tatsache, dass
ausgerechnet die wichtigste 
Direktwahl dieser Republik 

keine Rückerstattung der Wahl-
kampfkosten kenne und dass
sich Schwarz, Grün und Oran-
ge deshalb mit Blick auf den un-
schlagbaren Favoriten und auf
ihre eigenen leeren Kassen die
sinnlose Geldverbrennung nicht
antun wollten. 

Wer keinen Bewerber ins
Rennen schickt, zugleich aber
auch keinen anderen Kandida-
ten unterstützt, will in Wahrheit,

dass möglichst viele Bürger
nicht zur Wahl gehen oder weiß
wählen. Um den hohen Favori-
ten keinen strahlenden Sieg zu
gönnen, und den Außenseitern
möglichst keine der meist bür-
gerlichen Stimme zuzutreiben,
eine Strategie die an Peinlich-
keit schwer zu überbieten ist.
Othmar Karas habe recht, dass
niemanden zu nominieren, bzw.
auch niemanden zu empfehlen
einfach zu wenig sei. Heinz Fi-
scher müsse sich um seien Sieg
keinen Sorgen machen, wohl
aber um ein Amt, das in einem
unzähligen Motivengeflecht weit

unter seinem Wert gehandelt
werde (Heinz Nussbaumer „Rat-
loses Wahlfinale“ in der Furche
vom 18. April 2010, S 10). Die
Bundespräsidentenwahl be-
schere nicht wenigen bürger-
lichen Wählern großes Kopf-
zerbrechen. Erfreulich sei die
Feststellung, dass eine Stim-
mabgabe für Barbara Rosen-
kranz Volk und Land keinen gu-
ten Dienst erweisen würde. Es
käme zu weiteren aufwühlenden
Vergangenheitsdebatten, statt die
Zukunft ins Blickfeld zu rücken.
Auch das Problem der Weiß-
wähler solle nicht übersehen
werden, es führe zu irreführen-
den höheren Prozentsätzen für
alle drei Bewerber. Durch un-
gültiges Wählen werde zwar der

Prozentsatz der Wahlbeteiligung
erhöht aber im prozentuellem
Abschneiden Fischer, Rosen-
kranz und Gehring gleichzeitig
begünstigt (Hubert Feichtlbauer
in die Furche, S 2 „Präsident,
nicht Gesinnungsspetzi“). 

Unser Bundesobmann Dr.
Kastelic betont im Freiheits-
kämpfer 30/2010, S 5, er gehe
zur Wahl. Unsere Vorfahren
Mütter und Großmütter haben
für das Recht gekämpft, in ei-
ner demokratischen geheimen
Wahl ihre Stimme abzugeben.
Dieses Recht muss durch die

In der Burg nichts Neues

Wie bereits im FK 29/2009 ausgeführt, werden die Sozialdemokraten die Hofburg nicht
aufgeben wollen, es sei eine neuerliche Kandidatur von Bundespräsident Fischer wahr-
scheinlich. Nur die SPÖ ist auch darauf vorbereitet. 
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Teilnahme zu jeder Wahl aus-
geübt werden. Verzichten wir
nicht auf dieses hart erkämpf-
te Recht. Für unsere Gesin-
nungsgemeinschaft müsse es
undenkbar sein, eine Frau zu
wählen (Rosenkranz), die sich
offensichtlich nicht vom natio-
nalsozialistischen Gedanken-
gut entfernt habe. Der neuer-
lich kandidierende Bundesprä-
sident habe in der Vergangen-
heit immer wieder sehr deut-
lich gegen unsere Weltan-
schauung Position bezogen.
Wenn ich positiv meine Stim-
me abgeben will und die ande-
ren Kandidaten betrachte, muss
ich eine Negativauslese treffen
und versuchen, jene Persön-

lichkeit übrig zu lassen, die mit
ihrer Linie meiner Weltan-
schauung als Christ und Ka-
tholik am ehesten entspricht. 

Die Bundespräsidentenwahl
vom 25.4.2010, hat laut Ver-
lautbarung des Bundesministe-
riums für Inneres folgendes Er-
gebnis gebracht: Das vorläufi-
ge Endergebnis der Bundes-
präsidentenwahl inkl. Wahlkar-
ten war nach dem Stand vom
30.4.2010 folgendes: Wahlbe-
rechtigt: 6.355.568, abgegebe-
ne Stimmen: 3.404.646, das ent-
spricht einer Wahlbeteiligung
von 53,6 % von den abgegebe-
nen Stimmen sind 242.692 un-
gültig gewesen, es verbleiben

an gültigen Stimmen 2.920.426,
also ca. 3.000.000. Das sind we-
niger als die Hälfte der Wahl-
berechtigten. Von den gültigen
Stimmen sind 2.508.373 oder
79,3 % auf Fischer, auf Gehring
171.668 oder 5,4 % und auf
Barbara Rosenkranz 481.923
oder 15,2 % entfallen. Das
heißt, dass Fischer von kaum 
40 % der Wahlberechtigten ge-
wählt worden ist. Dieser Wahl-
sieg Fischers beruht auf einer
starken Mobilisierung der SPÖ-
WählerInnen der Nationalrats-
wahl 2008. 1,18 Millionen
SPÖ-WählerInnen, das sind
83 % der SPÖ von 2008 haben
Fischer ihre Stimme gegeben.
Darüber hinaus etwa 545.000

Stimmen von der ÖVP und
423.000 der Grünwähler. Bar-
bara Rosenkranz konnte mit
213.000 Stimmen nur 25 % der
FPÖ-Wählerinnen der NR-
Wahlen 2008 mobilisieren.
Ähnlich haben sich auch die
BZÖ-WählerInnen verhalten.
Von der SPÖ erhielten sie
60.000 Stimmen, von der ÖVP
56.000. Die Mehrheit der Stim-
men von Gehring stammen von
ÖVP-WählerInnen. Mehr als
ein Drittel der ÖVP-Wähler -
Innen von 2008 hat bei der
Bundespräsidentenwahl nicht
gewählt, weitere 10 % einen un-
gültigen Stimmzettel abgege-
ben (SORA vom 5.5.2010).

Ju.  

S chon 1929, vor allem aber
während des Wahlkamp-
fes zur letzten National-

ratswahl der ersten Republik am
9. November 1930, ist für die
Bürgerlichen (Schwarzen) der
Ausdruck Faschismus, für die
Sozialisten (Roten) der Aus-
druck Marxismus beides in be-
leidigender Absicht gebraucht
worden (Die Presse vom
4.3.2010, S 28 „Ganz so unrecht
hat Khol nicht“ (RS Roman
Sandgruber, P 1, HD Heinrich
Drimmel vom Justizpalastbrand
zum Februaraufstand, Öster-
reich 1927 bis 1934, Verlag Al-
malthea 1986, S 20, S 39, S
394). Ihm antwortete der Jus-
tizsprecher der SPÖ Hannes Ja-

rolim, das Dollfuß-Regime
habe letzten Endes dazu ge-
führt, dass Österreich 1938 der
Nazidiktatur wie eine reife
Frucht in den Schoss gefallen
sei. Zur Verteidigung der Be-
hauptung zitiert Jarolim den sei-
nerzeitigen Reichsparteiob-
mann des „Landbundes“ und
Vizekanzler des Kabinetts Doll-
fuß I. Franz Winkler, der in sei-
nem 1935 in der Schweiz ge-
druckten Buch „Die Diktatur in
Österreich“ den Schutzbund-
aufstand als Verteidigung der
österreichischen Verfassung
lobte; zu dieser Zeit ist Wink-
ler schon Nationalsozialist und
aus Österreich geflüchtet. Otto
Bauer, einer der Führer der ös-

terreichischen Sozialdemokra-
tie hat die ständestaatliche Ver-
fassung 1934 als „Halbfaschi-
schmus“, Emmerich Talos, zeit-
genössischer Historiker hat den
Ständestaat 1934 bis 1938 als
„Austrofaschismus“ charakte-
risiert (Die Presse vom
5.3.2010, S 30 „Päpstlicher als
der Papst“ von Norbert Leser,
P2). Harald Walser fragte in der
Presse vom 18.2.2010, wie man
sonst ein System nennen solle,
das Parteien verbot, Parlament
lahmgelegt und politische Geg-
ner in Lager gesteckt habe (Die
Presse vom 3.3.2010, S 26 „eine
Rehabilitierung wird schwie-
rig“ von Rupert Klieber, P3). 

Dem autoritären „Ständes-
taat“ fehlten wesentliche Merk-
male des klassischen Fa-
schismus, andere waren nur an-
satzweise vorhanden. Dollfuß
hat das Wort Faschismus nie in
den Mund genommen. Der Ab-

stand der christlichen Sozial-
lehre vom Faschismus war für
Dollfuß mindesten so groß wie
der zum Marxismus. Es gibt
kaum eine größere Verschie-
denheit als die zwischen der im
Klassenkampf erfolgenden
klassenlosen Gesellschaft und
der Berufsständischen Ord-
nung, deren bester Teil in der
Sozialpartnerschaft der 2. Re-
publik ohne viel Polemiken via
facti Eingang gefunden hat 
(D S 174). Ernstzunehmende
Historiker nehmen daher Abstand
von der Terminologie „Austrofa-
schismus“ und gebrauchen hie-
für den Ausdruck „ständisch-
autoritäre Verfassung“ (P 2).

Klieber ist der Meinung, der
österreichische „Ständestaat“
von Engelbert Dollfuß und Kurt
Schuschnigg habe seine Ver-
gleichsgröße in Polen in Josef
Pilsudski oder Ungarns Miklos
Horthy, vor allem aber in Por-

„Dollfuß-Faschismus“ 
= „Hitler-Faschismus“?
Andreas Khol, ehemals Präsident des Nationalrates (ÖVP),
erblickte in einer am 11.2.2010 stattgefunden Standard-
Diskussion eine Verharmlosung des Faschismus italieni-
scher Prägung und besonders des Nationalsozialismus,
wenn man die österreichische Verfassung 1934 als „Deut-
schen Faschismus“ qualifiziert. 
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tugals Diktatur Antonio Olivei-
ra Salacar, gleichsam als „Prä-
ventivdiktaturen“, um Schlim-
meres von rechts und links ab-
zuwehren (P 3).

Der Versuch, mit einem
autoritären Staat Hitler abweh-
ren zu können, hat sich als Il-
lusion erwiesen, die Erhaltung
der parlamentarischen Demo-
kratie wäre dem Ständestaat bei
weitem vorzuziehen gewesen.
Auch die Sozialdemokratie hat
nicht mehr viel von der Demo-
kratie gehalten, sonst hätte sie
diese entgegen allen vorherigen
Ankündigungen nicht kampf-
und widerstandslos aufgegeben.
Diese Hinnahme demoralisier-
te nicht nur die eigenen Anhän-
ger sondern ermutigte auch
Dollfuß, mit der Demokratie
Schluss zu machen und aufs
Ganze zu gehen. Auch sei es
nicht sicher, ob die Erhaltung
der Demokratie genügt hätte das
Unheil abzuwenden, das Öster-
reich 1938 auslöschte (P 3). 

Über die tragischen Ereig-
nisse des Februar 1934 ist schon
oft geschrieben worden, es sei
zuletzt auf die Ausführungen
„Vor 75 Jahren: 1934 ein
Schicksalsjahr Österreichs“ in
den FK’s Nr. 27/2009 und
28/2009 verwiesen. Aufgrund
dieser den historischen Tatsa-
chen entsprechenden und mit
Quellen belegten Ausführungen
wird wohl kaum die von Jaro-
lim aufgestellte Behauptung,
der Schutzbundaufstand 1934
sei eine Verteidigung der öster-
reichischen Verfassung gewe-
sen, zu halten sein. Unser Vor-
standsmitglied Johannes Pro-
chaska, wies bei einer Veran-
staltung im Jahre 2004, damals
Wiener Landtagsabgeordneter
und Gemeinderat, darauf hin,
dass die Sozialdemokraten die
Gedenkveranstaltungen zum
Aufstand des Republikanischen
Schutzbundes am 12.2.1934
fast zum Charakter eines Staats-
feiertages hochstilisiert hätten,

weil vor allem junge Linke auf-
grund der Situation der SPÖ
perspektiven- und zukunftslos
seien und besonders aggressiv
vom Fehlverhalten ihrer Ge-
nossen vor 30 Jahre ablenken
wollten. Hier dürften die kras-
sen deutschen Nationalismen
der Roten nicht vergessen wer-
den, wozu Otto Glöckels Aus-
sage „Deutschlandlied statt
Bundeshymne“ oder Julius
Deutsch „Grenzpfähleverbren-
nung“ zielten. In solcher Weise
wollte die SPÖ hier aus den Tä-
tern Opfer machen;  diese Aus-
führungen hätten seinerzeit die
Arbeitermassen anschlussbe-
reit gestimmt (FK 12/2004, S 3
f.). Statt in symbolische Akten
zu verzetteln oder neues Salz in
alte Wunden zu streuen, sollten
konstruktive Kräfte aller „La-
ger“ besser daran gehen, we -
nigstens diesen Teil unserer ge-
meinsamen Vergangenheit so
aufzuarbeiten, dass sie die ei-
gentliche politische Arbeit der
Gegenwart nicht länger behin-
dert (P 3). 

Bei den Neuwahlen vom
17.10.1920 werden die Christ-
lichsozialen zur stärksten Par-
tei. Als ein Versuch Seipels, mit
Otto Bauer eine große Koalition
zu Stande zu bringen, geschei-
tert ist, haben die Sozialisten den
Weg in die Opposition angetre-
ten, in der sie bis zum Untergang
Österreichs 1938 bleiben wer-
den. Mit Hilfe der außerparla-
mentarischen Opposition, vor
allem den stets marschbereiten
Gewerkschaften, machten es die
Sozialisten jeder Regierung
schwer. Durch ihre Weigerung
weiter an einer Regierung teil-
zunehmen, haben die Sozialis-
ten nicht nur den Einfluss auf
Staatsbudget und Wirtschaft
sondern auch auf die Wehr-
macht verloren. Schon auf dem
Parteitag 1917 stellte Otto Bau-
er den Antrag, der Klassen-
kampf solle Vorrang gegenüber
der Landesverteidigung haben.
Beim Parteitag im Oktober 1922

stellte Julius Deutsch den An-
trag, eine Schutztruppe der Ar-
beiterklasse aufzustellen, den
„Republikanischen Schutz-
bund“; dies zu einer Zeit, als die
Heimwehr noch ein völlig zer-
strittener Haufen gewesen ist.
Aus dem Schutzbund ist all-
mählich eine wohl organisierte
Parteiarmee in der Stärke bis zu
80.000 Mann mit Waffenlagern
in Parteiheimen entstanden. Auf
dem Parteitag der Sozialisten in
Linz am 13.10.1926 wird das
von Bauer entworfene Partei-
programm angenommen, dass
die Arbeiterklasse, sollte sich
die Bourgeoisie gegen gesell-
schaftliche Umwälzung wehren,
gezwungen sein würde, diesen
Widerstand mit den Mitteln der
„Diktatur des Proletariats“ zu
brechen (Demokratie ?) 

Nach der „Selbstausschal-
tung des Parlaments“ im März
1933 und dem Machtantritt Hit-
lers in Deutschland ist die Zahl
der sozialdemokratisch organi-
sierten Gewerkschaftsmitglie-
der dramatisch gesunken. An-
fang 1934 waren von den fast
900.000 im Jahr1921 kurz vor
der NS-Zeit nur noch 480.000
Mitglieder dieser Gewerkschaft
(D 386 ff.). Karl Seitz, damals
Landesobmann der SPÖ und
Wiener Bürgermeister, sagte
nach den tragischen Ereignis-
sen des 15.7.1927, ihre Ge-
wehre seien seinen Genossen
heilig. Diese Worte und die
Drohung mit der Diktatur des
Proletariats verschärft noch
durch den Slogan „Demokratie
der Weg, der Sozialismus das
Ziel“, sprechen nicht gerade für
die Erhaltung einer demokrati-
schen Verfassung (D 294). Als
(wahrscheinlich durch Verrat)
bekannt geworden ist, dass am
12.2.1934, Faschingmontag,
eine Hausdurchsuchung in der
Befehlszentrale und Parteizen-
trale in Linz (Hotel Schiff),
stattfinden werde, entschloss
sich Bernaschek zum Los-
schlagen. Trotz des in der Nacht

zum 12. an ihn ergangenen chif-
frierten Telegramm der Wiener
Parteizentrale, Ruhe zu bewah-
ren, hat er durch den Schießbe-
fehl an den Linzer Schutzbund
die tragischen Ereignisse des
Februar 1934 in ganz Österreich
ausgelöst (D 294 ff.).

Besonders schwer sind die
Kämpfe in Wien gewesen, wo die
nach  Luegers Zeiten an der
Macht gekommenen Sozialisten
vorsichtshalber (?) für die etwa
doch notwendige Ausrufung der
Diktatur des Proletariats die so
viel gepriesenen sozialen Wohn-
bauten als Festungen nach wohl
durchdachtem Plan erbaut haben.
In einem Bericht des Verteidi-
gungsministeriums nach dem Fe-
bruar 1934 heißt es bezüglich der
Wohnbauten der Gemeinde
Wien, die baulichen Anlagen zur
Verteidigung ausersehener Ob-
jekte (Gemeindebauten) mit ih-
ren als Sammelplätze dienenden
Höfen, Bereitschaftsräumen usw.
und des die Verteidigung begün-
stigenden Grundrisses seien den
Aufständischen sehr zu statten
gekommen. Gabriel Puaux, 1934
französischer Gesandte in Wien,
schilderte in einem Artikel der
„Revue Paris“, er habe in einem
Keller des Heiligenstädter Hofes
einen Schießstand gesehen, auf
dessen Zielscheibe Polizeihelme
abgebildet gewesen seien (FK
28/2009, S 6). 

Die Mieter von Gemeinde-
bauten sind höchst erstaunt ge-
wesen, als plötzlich Schutz-
bündler in ihren Wohnungen er-
schienen sind, Bilder verrück-
ten oder Türen öffneten und dar-
aus Maschinengewehre und
Munition holten. Sollten diese
Zivilbewohner im Falle eines
Kampfes die „Schutzschilder“
bilden? (siehe Haager Land-
kriegsordnung 1907). 

Die an führende Sozialisten
gestellte Frage, ob sie im Falle
ihres Sieges 1934 den Natio-
nalrat in seiner Zusammenset-



I n einem Schreiben an den
derzeitigen Finanzminister
Bundesparteiobmann Vize-

kanzler Dipl.Ing. Josef Pröll
wiederholten wir unter Bezug -
nahme auf unser Schreiben vom
26. April 2007 unser Ersuchen,
den seit 1.1.1986 mit jährlich
ATS 10.920,- das ist Euro
801,00 festgesetzten Freibetrag
zu valorisieren. Die ATS
10.920,- bzw. Euro 801,- aus
dem Jahre 1986 würden laut
dem derzeitigen Lebenshal-
tungskostenindex ca. Euro
1.450,- entsprechen. Die Kauf-
kraft dieses Freibetrages aus
dem Jahr 1986 beträgt heute
nicht einmal mehr als 50 % der
damaligen Kaufkraft.

Unseren wiederholten Hin-
weis, die Wohltat § 105 e,
EStG könnten viele unsere

Mitglieder nicht oder nicht zur
Gänze in Anspruch nehmen,
deren Einkommen so gering
ist, dass dieser Freibetrag nicht
oder nicht voll wirksam wer-
den kann, wurde wiederholt
mit dem Hinweis auf even-
tuelle Beispielsfolgerungen
nicht in Erwägung gezogen.
Nun ist in der Einkommen-
steuernovelle BGBl 1993/818,
Z. 23, eine „einschleifende“
Negativsteuer geschaffen wor-
den. Einer ähnlichen Regelung
für unsere Mitglieder könnte
aus den vorangeführten Grün-
den (Einkommensteuernovel-
le) nichts mehr im Wege ste-
hen. Es würde genügen, dem 
§ 105 EStG einen Abs. 2 an-
zufügen, mit einer anderen Per-
sonengruppen zugestanden
Negativsteuer adäquaten Re-
gelung. 

Unter Berufung auf das Re-
gierungsprogramm der XXXII.
Gesetzgebungsperiode (Kapi-
tel „Staats- und Verwaltungsre-
form“) der betreffenden Maß-
nahmen wurde neuerlich (wie
im Entwurf 2007) ein Entwurf
zu einer zweistufigen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit eingeführt,
bei der für jedes Bundesland ein
Verwaltungsgerichtshof erster
Instanz geschaffen werden soll.
Der administrative Instanzen-
zug im Rahmen der Verwal-
tungsverfahren (z.B. Beru-
fungsmöglichkeit an den zu-
ständigen Minister) wird abge-
schafft, an diese Stelle sollen die
jeweiligen Landesverwaltungs-
gerichte treten, deren Mitglie-
der und deren Einrichtungen
vom jeweiligen Bundesland zu
bestellen wären.

Aus folgenden Erwägun-
gen haben wir uns auch dies-
mal gegen den Entwurf ausge-
sprochen: Wie schon im Ent-
wurf 2007 ist auch diesmal
wieder die Rechtsprechung in
Berufungen bezüglich des
OFG an die Landesverwal-

tungsgerichte übertragen wor-
den. Anstelle der bisher in die-
sen Bereichen erfolgreichen,
und von den Betroffenen ak-
zeptierten, fachkundigen
Sonderbehörden mit jahrelan-
ger Spezialerfahrung soll in
dieser Materie nun von einem
auch für andere Verwaltungs-
materien zuständigen Landes-
verwaltungsgericht entschie-
den werden. Diese Materie soll
als sogenannte Rechtsmaterie
vielfach zusammen mit ande-
ren Rechtsvorschriften, z.B.
das Kriegsoperversorgungsge-
setz behandelt werden. Es
könnte der schon in unseren
Stellungnahmen erwähnte Fall
eintreten, dass die gleiche Stel-
le über Leistungen an „Täter“
(das KOVG gilt auch für die
Waffen-SS) und Opfer (OFG)
entscheidet. Während bisher zu
einer Entscheidung über
Rechtsmittel im OFG als ein-
zige die Opferfürsorgekom-
mission zuständig gewesen ist,
sind es nun neun verschiede-
ne Landesverwaltungsgerich-
te. Eine widersprechende Judi-
katur ist vorprogrammiert.

Aktivitäten der Arbeitsgemeinschaft
Die in der Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossenen
drei im Opferfürsorgegesetz genannten Organisation, das
sind wir, die ÖPV Kameradschaft der politisch Verfolgten
und Bekenner für Österreich, zweitens der Verband sozi-
aldemokratischer Freiheitskämpfer und Antifaschisten,
drittens der KZ-Verband haben in folgenden Angelegen-
heiten sich an die zuständigen Institutionen gewandt:
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zung wie vorher inklusive der
Heimatschutzangehörigen wie-
der aufleben ließen, blieb un-
beantwortet (siehe Gundula
Walterskirchen „Engelbert
Dollfuß, Arbeitermörder oder
Heldenkanzler“). 

Eine Rehabilitierung aller
in der „Systemzeit“ erfolgten
Bestrafungen wegen politischer
Delikte sei äußerst schwierig,
wie Klieber in einem diesbe-
züglichen Artikel ausgeführt hat
(P 3). Der Großteil der wegen
politischer Vergehen in dieser
Zeit Bestraften seien National-
sozialisten gewesen. 

Auch nicht alle Februar-
kämpfer hätten aus selbstlosen
Motiven gehandelt. In Linz sei
am 11. Februar 1934 schon in
aller Früh Freibier ausgegeben
worden; die Tötung der vier
Bundesheerangehörigen am
Sternplatz in Linz ist wohl auch
darauf zurück zu führen gewe-
sen. Vor Jahren ist uns bei ei-
ner Führung in Steyr erklärt
worden, die Ermordung des
Direktors der Steyr-Werke sei
aus Wut darüber erfolgt, dass
er seinerzeit bei Lohnforde-
rungen gesagt habe, solange
die Arbeiter in ihren Gärten
Rosen statt Erdäpfel bauten,

könne von einer Not keine
Rede sein. Die Rehabilitierung
der 1934 standrechtlich verur-
teilten Februarkämpfer ist
längst erfolgt; sie seien mit
großen Platz- und Straßenna-
men geehrt worden (P 1). Auch
rechtlich ist die Rehabilitierung
schon längst erfolgt. Bereits
die Renner-Regierung 1945 hat
im Opferfürsorgegesetz 1945
diesbezügliche Vorschriften 
getroffen. Das nunmehrige 
Opferfürsorgegesetz BGBl.
183/1947, immer wieder no-
velliert, enthält ausführliche
Bestimmungen wer als Opfer
anzusehen ist und worin seine

Wiedergutmachung und Reha-
bilitierung bestehen. In den von
den im Opferfürsorgegesetz
genannten Organisationen be-
setzten Kommissionen (Ren-
tenkommission, Opferfürsor-
gekommission) werden auch
jetzt immer wieder Entschei-
dungen über die Rehabilitie-
rung der Opfer getroffen. Ist
die Forderung nach Rehabili-
tierung der Opfer der politi-
schen Verfolgungen seit 1933
nur aus Unkenntnis des Geset-
zes erfolgt oder stellt sie eine
Rüge gegen die damit befas-
sten Organe dar?

Ju.  
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A nlässlich des 90. Ge-
burtstages des langjähri-

gen Bundes- und Landesob-
mannes Dr. Hubert Jurasek und
des 85. Geburtstages des durch
viele Jahre als Kassier des Ku-
ratoriums tätigen Othmar Bu-
rian fand am 3. Mai 2010 in ei-
nem kleinen, aber erlesenen
Kreis vom Kameradinnen und
Kameraden in verschiedenen
Funktionen, Landesobleuten
sowie Wegbegleitern in der Ar-
beit für unsere Kameradschaft
eine Feier satt.

Bei dieser wurde den bei-
den Geburtstagskindern vom
Bundesobmann Dr. Gerhard
Kastelic mit dem Dank für die
noch immer erbrachte wertvol-
le Arbeit als Mitglied der Op-
ferfürsorgekommission und als
Schriftleiter unseres Organs
„Der Freiheitskämpfer“ sowie
der verdienstvollen Arbeit als

Kassier eine Ehrenurkunde
überreicht. Dabei hob er die
Bedeutung der Mitarbeit bei-
der Kameraden für unsere Ge-
sinnungsgemeinschaft hervor.

Diesen Glückwünschen
schlossen sich alle Anwesen-
den mit besonderer Herzlich-
keit an.

GK.  

Würdige Geburtstagsfeier 
für zwei verdiente Kameraden

Die Landesverwaltungsge-
richte entscheiden primär durch
Einzelrichter, nur dann, wenn
im Gesetz über die Organisa-
tion der Landesverwaltungsge-
richte anders bestimmt wird,
durch Senate. Soweit in den
einzelnen Gebieten der Ver-
waltung durch Bundes- oder
Landesgesetze die Mitwirkung
von fachkundigen Laienrich-
tern vorgesehen ist, auch aus
diesen. Die Bestellung der Mit-
glieder der Landesverwal-
tungsgerichte und deren Orga-
nisation soll durch Landesge-
setze geregelt werden. Die Lan-
desregierungen sind entspre-
chend den Landtagswahlen par-
teipolitisch zusammen gesetzt,
so dass parteipolitische Be-
denken nicht auszuschließen

sind, zumal Entscheidungen
primär von Einzelrichtern zu
treffen wären. 

Bei den Entscheidungsträ-
gern nach dem OFG sind in
beiden Instanzen einschließlich
der Kultusgemeinde je vier Ver-
treter. Es bedarf jedenfalls ei-
ner Regelung des Nominie-
rungsrechtes. Im OFG unter
möglicher Beibehaltung der
bisherigen Rechtsstellung der
Opferverbände; nach dem Ent-
wurf ist jeweils nur ein Laien-
richter in den Senaten, derzeit
haben alle vier Interessenver-
tretungen Sitz und Stimme.
Bisher konnten Parteien im Ver-
fahren nach dem OFG auch
durch Organe der Opfer-
schutzverbände vertreten wer-

den. Für Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgerichtshof
besteht Anwaltszwang. Sollte
dies auch für Landesverwal-
tungsgerichte gelten, würde
diese eine erhebliche f inan-
zielle Belastung bedeuten. Der-
zeit ist die Vertretung durch 
Opferverbände kostenlos.

Verfahren vor dem Bundes-
verwaltungsgericht sind kos-

tenpflichtig, administrative
Verfahren gemäß dem OFG
führen zu keinerlei Kosten.
Eine Kostenpflicht für Verfah-
ren von den Landesverwal-
tungsgerichten würde eine er-
hebliche Belastung bedeuten
und könnte zur Folge haben,
dass viele Betroffene aus Angst
vor den Kosten ein Rechtsmit-
tel scheuen.

Ju.  

Wenn durch einen Menschen ein wenig mehr
Liebe und Güte, ein wenig mehr Licht und Wahr-
heit in der Welt waren, so hat sein Leben einen
Sinn gehabt.

P. Alfred Delp S.J.
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Auch heuer hatte das offi-
zielle Österreich am 5. Mai
2010 die Gedenkveranstal-
tung gegen Gewalt und Ras-
sismus an die Opfer des Na-
tionalsozialismus im histori-
schen Sitzungssaal des Hohen
Hauses abgehalten. 

Begonnen wurde mit der
Vorführung des Films „Auf den
Spuren der Mühlviertler 
Hasenjagd“, einer Gemein-
schaftsproduktion zweier Schu-
len und von Lehrlingen der Ös-
terreichischen Bundesbahnen.
Sie erhoben Hintergründe die-
ser mörderischen Aktivitäten,
sprachen mit Zeitzeugen und
haben damit eine Arbeit geleis-
tet, die das Wissen um diese
schreckliche Zeit gesteigert hat
und wert ist, von Schülern in
welcher Form auch immer
nachgemacht zu werden.

Hauptredner war der frühe-
re Außenminister der Republik
Polen Wladyslaw Bartoszewki,
selbst ein Überlebender des
Konzentrationslagers Au-
schwitz. Seine Ausführungen

waren beispielhaft und müssen
vielen Österreichern und soge-
nannten Historikern ins Stamm-
buch geschrieben werden. Er
hat klar und deutlich unsere
Heimat Österreich als erstes
Opfer des nationalsozialisti-
schen Deutschen Reiches be-
zeichnet. Ein Faktum, das von
einigen mit der Gnade der spä-
ten Geburt gesegneten Perso-
nen immer wieder verwässert
wird mit dem Versuch, unsere
Heimat schlecht zu machen, die
Nachkommenden unrichtig
über diese NS-Zeit zu infor-
mieren und dadurch den Boden
für die Bereitschaft zu Zahlun-
gen und Leistungen in der Zu-
kunft aufzubereiten. Vielfach
sind es auch Personen, die
schon in der jüngeren Vergan-
genheit, wenn es gegen Öster-
reich gegangen ist (z.B. Wald-
heim, EU Sanktionen etc.), tat-
kräftig gegen unsere Heimat
agiert haben.

Es ist traurig, dass Auslän-
der uns Österreichern die Wahr-
heit sagen müssen.

GK.  

Gedenkveranstaltung 
an die Opfer des 
Nationalsozialismus

Urlaubssperre
Das Sekretariat der Bundesleitung und der Landeslei-
tung Wien ist vom 1. Juli 2010 bis einschließlich 
31. August 2010 geschlossen.
Dringende Anfragen bitte schriftlich oder telefonisch 
unter 01/4061144. Ein Journaldienst wird für die Weiter-
leitung und Bearbeitung sorgen. Im September 2010 ist
unser Sekretariat Wien 8, Laudongasse 16, 1. Stock
wieder jeden Mittwoch von 10 bis 12 Uhr geöffnet.

Herzlichen Dank
Allen Kameradinnen und Kameraden, Freunden und 
Bekannten, die zusammen mit uns unsere „runden 
Geburtstage“ gefeiert oder ihrer gedacht haben, herz-
lichen Dank. Wir werden weiterhin bestrebt sein, soweit
es unsere Kräfte erlauben, für unsere Gemeinschaft zu
arbeiten. Es würde uns sehr freuen, fänden sich Kame-
radinnen und Kameraden, die in Zukunft bereit wären,
unsere Tätigkeit zu übernehmen; wir könnten sie vorher
einschulen. Nochmals herzlichen Dank.

Othmar Burian Dr. Hubert Jurasek

Zu einem „runden Geburtstag“

Du bist ein Mensch, der gerne lacht
und anderen eine Freude macht,
stets optimistisch ist und gut
und niemand etwas Böses tut.

Bist höflich, nett und sehr charmant,
besitzt Humor und auch Verstand:
kurz um ein Freund in jeder Lebenslage,
für gute und für trübe Tage.

Du bist ein Mensch den jeder mag,
das wird dir bestätigt am heutigen Tag.
Darum für dich das Allerbeste
zu deinem ganz besonderen Feste.

Hast du dein Herz voll Sonnenschein,
gehst lachend in den Tag hinein,
mit Freude an den kleinen Dingen,
dann wird dir s‘Leben stets gelingen 

Ju.


